
Organen und dem Betrieb, der die erzieherische Einwir­
kung auf den Verurteilten am Arbeitsplatz zu gewähr­
leisten hat (§ 34 Abs. 2 Satz 4 StGB), im einzelnen Ver­
fahren die Verpflichtung zur Bewährung am Arbeits­
platz entsprechend den konkreten Bedingungen ausge­
staltet werden.
Die Rechtspflegeorgane müssen auch auf das einheit­
liche Zusammenwirken zwischen den Betriebsleitungen 
und den Kollektiven achten, damit die wirksame Ge­
staltung des Erziehungs- und Selbsterziehungsprozesses 
gesichert wird. Ein Wechsel des Betriebes durch den 
Verurteilten oder die Lösung des Arbeitsrechtsverhält­
nisses durch den Betrieb ist nur aus zwingenden Grün­
den Zulässig und bedarf der Zustimmung des Gerichts 
(§ 34 Abs. 2 Satz 5 StGB).

Zur Bürgschaftsübernahme
Die Bürgschaft hat sich in der Praxis als ein außer­
ordentlich wirksames Instrument zur Erziehung von 
Straftätern erwiesen. Sie hat wesentlichen Einfluß auf 
die effektive Gestaltung der Strafen ohne Freiheitsent­
zug, bei denen sie generell angewendet werden kann. 
Sie wurde bisher von den Gerichten in etwa 11% der 
Verfahren, in denen Strafen ohne Freiheitsentzug aus­
gesprochen wurden, bestätigt. Daß die Möglichkeiten 
noch nicht allseitig genutzt werden, zeigt sich in den 
großen Unterschieden zwischen den Bezirken und Krei­
sen. Während im Bezirk Dresden nur in 4,1 % und in 
Leipzig in 5,8% der Verfahren Bürgschaften bestätigt 
worden sind, waren es im Bezirk Erfurt 22 % und in 
Gera und Halle etwa 18 %.
Hier ist der Zusammenhang mit der Qualität der Mit­
wirkung der Kollektive am spürbarsten. Die Mängel, 
die sich in den bestätigten Bürgschaften zeigen, sind 
vor allem auf die formale „Einbeziehung“ von Kollek­
tiven zurückzuführen. Die Voraussetzungen für die An­
wendung der Bürgschaft, die Möglichkeiten ihrer kon­
kreten Ausgestaltung und die wichtigsten Faktoren ih­
rer Realisierung sind im Zusammenhang mit der 10. und 
der 12. Plenartagung des Obersten Gerichts eingehend 
behandelt worden7. Diese grundlegenden Hinweise 
haben nach wie vor Gültigkeit. Ihre systematische Ver­
allgemeinerung ist um so notwendiger, als sich der An­
wendungsbereich der Bürgschaft (§ 31 StGB) erweitert 
hat. Das geschieht u. a. auch auf der Grundlage der 
breiteren Anwendung der Strafen ohne Freiheitsent­
zug. insbesondere in Form der Geldstrafe.

Nach § 31 Abs. 1 Satz 2 StGB können ausnahmsweise 
auch einzelne, zur Erziehung des Täters befähigte und 
geeignete Bürger die Bürgschaft übernehmen. Mit die­
ser Regelung wird den Bedürfnissen der Praxis Rech­
nung getragen. Die Einzelbürgschaft ist insbesondere in 
den Ausnahmefällen sinnvoll, in denen der Rechtsver­
letzer überhaupt keinem oder keinem geeigneten Kol­
lektiv angehört, jedoch zwischen ihm und einem Bürger 
ein besonderes Vertrauensverhältnis' besteht und dieser 
Bürger zur Übernahme der Bürgschaft befähigt und 
bereit ist8. Das dürfte besonders bei jungen Tätern von 
Bedeutung sein, weil es hier vor allem auf die indivi­
duelle, verständnisvolle Hilfe und Beratung ankommt. 
Die Vorrangigkeit der Kollektivbürgschaft darf jedoch 
durch die Einzelbürgschaft nicht beseitigt werden. Bei 
Vorhandensein eines Kollektivs ist dessen Bereitschaft 
zu fördern und nicht etwa durch die Einzelbürgschaft 
zu ersetzen. Die Übertragung besonderer Aufgaben an 
einzelne Kollektivmitglieder im Rahmen einer Kollek­
tivbürgschaft ist mit der Einzelbürgschaft nicht iden­
tisch.

7 Vgl. Dähn, „Ausgestaltung und Wirksamkeit der Bürg­
schaft“, NJ 1966 S. 327 ff.; Dähn/ Stüber, „Die BoUe des morali­
schen Faktors bei der Realisierung von Bürgschaften“, NJ 1966 
S. 742 ff.; Brunner / Oehmke, a. a. O'.; Schlegel, a. a. O.
8 Vgl. Dähn. NJ 1967 S. 121.

Die Maßstäbe an die Bürgschaft sind höher als bisher. 
Das wird u. a. auch daran deutlich, daß das Kollektiv 
oder der einzelne Bürge beim Gericht den Vollzug der 
mit einer Verurteilung auf Bewährung angedrohten 
Freiheitsstrafe beantragen kann, wenn sich der Verur­
teilte böswillig der Bewährung und Wiedergutmachung 
entzieht (§31 Abs. 4 StGB). Deshalb ist es besonders 
erforderlich, die Bürgschaft inhaltlich qualifiziert und 
realisierbar auszugestalten.
Die in §32 StGB festgelegten Pflichten der Betriebe, 
Genossenschaften und gesellschaftlichen Organisationen 
zur Gewährleistung des erzieherischen Einflusses des 
Kollektivs auf den Verurteilten beziehen sich vor allem 
auch auf die mit der Bürgschaft übernommenen Ver­
pflichtungen.

Zur Mitwirkung gesellschaftlicher Kräfte bei der 
Verwirklichung der Maßnahmen der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit durch die Gerichte
Die Verwirklichung der Maßnahmen der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit ist als Teil der gerichtlichen Tätig­
keit und ihrer Leitung in das gesamtgesellschaftliche 
System des vorbeugenden Kampfes gegen die Krimina­
lität und andere Rechtsverletzungen einzuordnen. Im 
Mittelpunkt der vom Gericht ausgesprochenen Maßnah­
men der strafrechtlichen Verantwortlichkeit muß die 
Überwindung der für das Entstehen der Straftat aus­
schlaggebenden Faktoren stehen. Die Verwirklichung 
der Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlich­
keit ohne Freiheitsentzug muß dem Zweck dieser Maß­
nahmen Rechnung tragen, nämlich den Täter zur eige­
nen Bewährung und Wiedergutmachung anzuhalten, 
damit er künftig seiner gesellschaftlichen Verantwor­
tung gerecht wird.
Hierbei kommt der Selbsterziehung des Täters beson­
dere Bedeutung zu. Die Selbsterziehung setzt beim Tä­
ter das Bemühen voraus, sich selbständig, selbstkritisch 
und eigenverantwortlich an den gesellschaftlichen und 
kollektiven Forderungen und Interessen zu orientieren 
und sich entsprechende Ziele zu setzen; sie stellt Anfor­
derungen an seine Willenskraft, Initiative und Selbst­
disziplin. Selbstverständlich darf der Täter in diesem 
Prozeß der Selbsterziehung nicht sich selbst überlassen 
bleiben; er muß vielmehr von den ihn umgebenden ge­
sellschaftlichen Kräften unterstützt werden. Der Pro­
zeß der Selbsterziehung muß mit der Erziehung durch 
das Kollektiv organisch verbunden sein. Dabei muß das 
Kollektiv die individuellen Besonderheiten des Täters, 
seine spezifischen Interessen, Neigungen und Eigen­
schaften berücksichtigen.
Die Gerichte sind im Rahmen des § 339 Abs. 1 Ziff. 1 
StPO verpflichtet, den Prozeß der Verwirklichung be­
stimmter Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwort­
lichkeit einzuleiten und zu kontrollieren9. Dieser Prozeß 
ist von den gesellschaftlichen Kräften im Arbeits- und 
Lebensbereich des Verurteilten unmittelbar zu realisie­
ren. Die Leiter der Betriebe, der staatlichen Organe und 
Einrichtungen, die Vorstände der Genossenschaften und 
die Leitungen der gesellschaftlichen Organisationen sind 
dafür verantwortlich, daß Straftaten vorgebeugt wird 
und Gesetzesverletzer zu ehrlichem und verantwor­
tungsbewußtem Verhalten erzogen werden. Dazu ge­
hört auch die erzieherische Einwirkung des Kollektivs 
auf einen zu einer Strafe ohne Freiheitsentzug Verur­
teilten (Art. 3, § 32 StGB).
Das Gericht muß dazu beitragen, daß die gesellschaft-

9 Vgl. Gemeinsame Anweisung des Ministers der Justiz und 
des Präsidenten des Obersten Gerichts zur Arbeitsweise der 
Gerichte bei der Durchsetzung gerichtlicher Entscheidungen in 
Stralsachen vom 25. Juni 1968 (Verfügungen und Mitteilungen 
des Ministeriums der Justiz 1968, Heft 8, S. 29 ff.); Peiler / 
Severin, „Die neuen Aufgaben der Gerichte bei der Verwirk- 
lichung der Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlich­
keit“, NJ 1968 S. 46J ff.
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